Bemerkungen uͤber die Vorſtellungen und Beſchwerden 
88 biſchoͤflichen Generalvicariats zu Fulda gegen 
as uͤber die Verhaͤltniſſe der katholiſchen Kirchen 
und Schulen im Großherzogthume Sachſen-Weimar⸗ 
Eiſenach erlaffene neueſte Geſetz. (Fortſezung.) 
Von einem Katholiken. 

Es wird gegen §. 45, welcher die Eheverſprechun r 
weltlichen D 8 — 2 
ſchwerden werden aber gegen $. 48. erhoben, als wodurch 
1) Nichtigkeitsklagen gegen die Ehen aus dem Grunde der 
mangelnden Einwilligung, wegen Gewalt, Furcht, Simu— 

tion, Irrthum oder Unvermögen; dann aus einem in 
— Landesgeſetzen beſtätigten, zerſtörenden Ehehinderniſſe 
25 die weltlichen Gerichte gebracht werden ſollen, während 
Ach chtigteiteffagen wegen eines von den Landesgeſetzen 
a anerkannten zerſtörenden Ehehinderniſſes, fo wie 
gleigen auf lebenslängliche Trennung von Tiſch und Bette 
Rech falle vor die biſchöflichen Gerichte gewieſen ſind. 
Lee ſtdem iſt weiter verfügt: die erkannte lebenslängliche 
Ka ung von Tiſch und Bette ſei überhaupt, und 
einer ich , was die bürgerliche Wirkung anbelange, 
don völligen Eheſcheidung gleich zu achten, auch wird es 
„Seiten des Staates lediglich dem Gewiſſen eines 
eins schiedenen Ehegatten überlaſſen, ob er eine Ehe mit 
8 Diadem Perſon eingehen könne. 

ie ieſer §. 48. heißt es, trage reichlichen Samen der 

* und des Aergerniſſes in ſich, widerſtreite sess. 24. 
dag e des Kirchenraths von Trident, der Kirche fei längſt 
über echt, zerſtörende Ehehinderniſſe zu ſetzen, allein 

a en. Eine von der weltlichen Juſtizbehörde aus⸗ 

chene Trennung habe keine kirchliche Kraft und Wir- 
der Fee lebenslängliche Trennung von Tiſch und Bette 
Göung ſcheidung gleich achten, und eine weitere Verehe⸗ 

16 dem Gewiſſen Überlaſſen, heiße fo viel, als das 

der Unauflösbarkeit der Ehe angreifen, und alle 


0 


ze! 


öffentliche Zucht und Ordnung über den Haufen werfen. 


Ja es wird ſogar gefagt, ein katholiſcher Ehegatte dürfe 
nur einen Ehebruch oder ein anderes gröberes Verbrechen 
begehen, um auf die Klage des unſchuldigen Theils lebens⸗ 
länglich von dieſem geſchieden zu werden, und eine andere Pers 
fon heirathen zu dürfen (Y; durch eine ſolche Erlaubniß gegen 
das Kirchengeſetz ſpreche der Staat, anſtatt es zu ſchützen, 
demſelben Hohn; es reiße Indifferentismus, Religionsver⸗ 
achtung, Zügelloſigkeit ein, welche die Fundamente des Staats 
untergraben, Altar und Thron erſchüttern, und Verderben 
und Feuer in die Familienkreiſe bringen (11). Die Bes 
günſtigung der Gewiſſensfreiheit müſſe hier aufhören, das 
Gewiſſen ſei hier gebunden, der Ungehorſame verlaſſe die 
Kirche, hierin ſei volle Gewiſſensfreiheit; ferner wird mit 
einer Ercommunication für die Ungehorſamen gedroht. 
Doch gehen wir auf den Grund der Sache. Die Ehe iſt 
als bürgerlicher und Rechte und Verbindlichkeiten erzeugen» 
der Vertrag offenbar vor das Gebiet der weltlichen Obrige 
keit, wie es auch in der früheſten Zeit des Chriſtenthums 
der Fall war, gehörig, die von der bürgerlichen Geſetzge⸗ 
bung ausgegangenen, und oft mobificirten Ehehinderniſſe 
hat auch die Kirche, welcher die Jurisdiction über die Ehe 
nach und nach überlaſſen wurde, Anfangs beinahe buch⸗ 
ſtäblich angenommen; nichts ſteht aber der Staatsgewalt, 
deren Rechte keiner Verjährung unterliegen, im Wege, von 
ihrem Rechte in dieſem Kreiſe Geſetze und Dispenſen zu 
erlaſſen, wieder Gebrauch zu machen; nur als ethiſche Ge⸗ 
ſellſchaft hat die Kirche die Ehe zu behandeln, und fie 
durch Lehren, durch das Sacrament noch zu heiligen, und 
die Eheleute zur Erfüllung ihrer Pflichten noch tüchtiger 
u machen, fie hat aber kein Recht, die bürgerlichen Wer: 
Fältniſſe zu bedingen oder zu Ben Was beſonders 
die vorläufigen Verabredungen der Ehe betrifft, oder die 
Verlöbniſſe, fo unterliegen dieſelben, wie namentlich auch 
in Baiern, blos dem Geſichtspunkte des Vertrags, und 
der Umſtand, daß ein Sacrament darauf folge, die Sache 
alſo vor den geiſtlichen Richter gehöre, iſt eben fo uner⸗ 
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als wenn man fagen wollte, Alles, was den Cha- 
rakter der Sünde mit ſich führt, gehört deßwegen vor den 
geiſtlichen Richter. Eine Nichtigkeitsklage wegen Furcht, 
Betrug, Irrthum, ſo wie das ganze Capitel de frigidis 
et maleficatis hat durchaus keine religibſe Geſichtspunkte, 
mit vollem Rechte gehört ſie alſo vor den weltlichen Rich: 
ter; und derſelbe muß im Allgemeinen und in bürgerlicher 
Hinſicht eine lebenslängliche Trennung der Eheſcheidung 
gleich achten. Kein Unbefangener kann hierin einen Hohn 
auf die katholiſche Kirche finden, wenn eine weitere Ehe⸗ 
ſchließung blos dem Gewiſſen überlaſſen wird, da es keine 
religibſe Zwangspflichten gibt. Reges sunt populorum, 
non conscientiarum. 
Auch ſcheint es außerhalb der Schranken der einer Ne 
ges ſchuldigen Achtung zu liegen, zu behaupten, als 
efördere fie dadurch Ehebrüche und grobe Verbrechen. 
Groben Verbrechern, und namentlich Ehebrechern, geſtattet 
keine auf Sittlichkeit achtende Regierung, ihre Ehe aufzu: 
löſen, um neue zu ſchließen; nur das neuere kanoniſche 
Recht hat die Ehebrecher, wenn ihr Ehebruch nicht quali: 
ficirt iſt, zu Gnaden aufgenommen, eine weiſe und ge— 
rechte Geſetzgebung benimmt den ehebrecheriſchen Perſonen 
alle Hoffnung, ſich je ehelichen zu dürfen, und ſchneidet 
dadurch mehr Uebel ab, als durch eine ungeeignete Nach— 
ſicht. Die Beſchwerde nennt einmal die Gewiſſensfreiheit 
ein unveräußerliches Recht, welches der Staat zu gewähr- 
leiſten hat; allein beinahe ſcheint dieſes Wort hier als 
Rechenpfennig gebraucht zu werden; denn es wird ihm 
gleichſam als ein Verbrechen angerechnet, daß er es dem 
Gewiſſen überläßt, ob ein ganz geſchiedener Katholik zu 
einer andern Ehe ſchreiten dürfe, — und wie ſollte eine 
proteſtantiſche Regierung, welche nach dem proteſtantiſchen 
Kirchenrechte in gewiſſen Fällen die Wiederverehelichung ges 
ſtattet, anders verfahren können, als es dem Gewiſſen der 
Katholiken überlaſſen, ihrerſeits in dieſer Hinſicht ihrer 
Ueberzeugung zu folgen? Uebrigens ſind bekanntlich die 
Acten über die Frage, ob auf den Fall einer Eheſcheidung 
wegen Ehebruch der unſchuldige Theil wieder hei: 
rathen dürfe, noch lange nicht geſchloſſen. Die griechiſch⸗ 
unirte Kirche ſagt bekanntlich ja, und ſollte die Vereinigung 
mit ihr mit Aufgabe eines Dogmas, eines göttlichen Ge⸗ 
oder Verbots, erkauft ſein? Zur beſſern Würdigung der 
im vorliegenden Punkte erhobenen Beſchwerden, fei es nur 
erlaubt, Einiges aus dem öſtreichiſchen Eherechte anzuführen. 
Nach F. 45. ziehen Eheverlöbniſſe keine rechtliche Ver- 
bindlichkeit, ſich zu ehelichen, nach ſich, noch zur Leiſtung 
desjenigen, was auf den Fall des Rücktritts bedungen iſt. 
Nach dem geſetzlich gültigen Commentare S. 178, beziehen 
ſich die kirchlichen Ehegefege ihrer Natur nach einzig auf 
das Gewiſſen (nicht auf die bürgerliche Gültigkeit oder 
Ungültigkeit des Vertrags), 
verpflichten, als fie mit landesfürſtlicher Ge⸗ 
nehmigung (placeto regio) beſtehen. — Die Ehe⸗ 
ſachen gehören in Oeſtreich vor den weltlichen Richter. Das 
Staatsoberhaupt, heißt es S. 176, iſt als Beſchützer der 
öffentlichen Sittlichkeit, und überhaupt als Machthaber der 
geſellſchaftlichen Ordnung berechtigt, die Ehehinderniſſe veſt. 
zuſetzen. Die Landesstelle dispenſirt nach §. 83 von den⸗ 
ſelben. Vor Abſchluß der Ehen haben die Parteien die 
Machſicht ſelbſt unter eigenen Namen nachzufuchen, nach 


heblich 7 


Abſchluß kann 
Stelle mit verborgenen Namen geſchehen. Die Landesſtellen, 
Kreisämter dispenſiren aus j 
digung. §. 85. 86. 87. Wenn ein Ehemann feine Gattin 


fie können nur inſofern. 
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es durch den Pfarrer bei derſelben weltlichen 
wichtigen Urſachen über Verkün⸗ 


nach der Ehelichung bereits geſchwängert findet, kann Antrag 
auf die Nichtigkeit der Ehe geſchehen §. 58., was mehrere 
Kanoniſlen nicht geſtatten wollen. Die Ehe zwiſchen zwei 
Perſonen, die miteinander einen Ehebruch begangen haben, 
iſt ungültig, nur muß der Ehebruch vor geſchloſſener Ehe 


erwieſen fein. §. 67. Der Mann darf ſich mit der Schwe⸗ 


fter feiner verſtorbenen Frau nicht verehelichen, §. 66. wel⸗ 
che Ehe nach dem kanoniſchen Rechte, und zwar jetzt, dur 
eine römiſche Dispenſation erlaubt werden kann. In Dell: 
reich weis man im Geſetze nichts von der geiſtlichen Ber 
wandtſchaft ꝛc. 

Der $. 48. des Geſetzes von Weimar räumt der biſchbf⸗ 
lichen Behörde viel mehr ein, als das öſtreichiſche Recht. 
Vergleicht man nämlich das öſtreichiſche Eherecht mit der 
zum Theil verworrenen und ſtreitigen Geſetzgebung im ka— 
noniſchen Rechte, ſo geht hervor, daß im erſten mehrere 
kanoniſche Eheverbote aufgehoben, modificirt, auch dagegen 
neue, dem kanoniſchen 
geſchaffen worden ſind. Nach dem öſtreichiſchen Rechte dur 
fen Minderjährige bis nach dem vollendeten 24. Jahre und 
ſolche Perſonen, welche aus irgend einem Grunde kein 
Vertragsverhaͤltniß abſchließen dürfen, ohne Einwilligung 
des Vaters oder Vormunds Feine gultige Ehe eingehen, 
§. 49. des Geſetzbuches. Jedoch kann in geeigneten Fallen 
die Obrigkeit die mangelnde Zuſtimmung erſetzen, während 
der Kirchenrath von Trient sess. 24. C. 1. de ref. matt" 
jene mit dem Fluche bedroht, welche die Ungültigkeit det 
Ehe wegen mangelnder Einwilligung von Seiten der Aeltern 
behaupten. Das öſtreichiſche Eherecht erklärt eine nicht vor 
dem Pfarrer oder nicht gehörig geſchloſſene Ehe für ungül⸗ 
tig, das kanoniſche Recht halt eine ſolche Ehe nicht filr 
nichtig, ſondern nur fur unerlaubt. Dasſelbe öſtreichiſche 
Recht gibt, einem Ehemanne das Recht, die Ehe wie; 
der aufzulöſen, wenn er, ohne bei Eingehung derſelbel 
etwas davon zu wiſſen, die Verlobte bald darauf v 
einem Dritten ſchwanger findet. Das kanoniſche ſetzt nac 
C. 20. de spons. eine ſolche Ehe unter die Liebeswerke 
inter opera charitatis. Nach dem kanoniſchen Recht 
kann durch einen erfolgten Beiſchlaf (si malitia supple- 
verit aetatem), auch die Ehe unter nicht geſetzlich mann“ 
baren Perſonen gültig werden, nicht aber nach dem öſtrel 
chiſchen Rechte. Das letzte benimmt der Einwilligung zu 
Ehe alle Rechtskraft, wenn ſie durch eine gegründete Furcht 
erzeugt worden iſt; Kanoniſten wollen zwiſchen timor ae 
tus et injustus unterſcheiden. Das bſtreichiſche jed 
verbietet abſolut, eine entführte Perſon zu heirathen, 
lange ſie nicht in Freiheit geſetzt iſt; das Tridentinum ses® 
24. G. 6. verbietet blos die Ehe zwiſchen dem Entfü 9 
und der Entführten, auch braucht nach erſterem die " 
führung eben nicht blos gewaltfam bewirkt zu fein , fon 
es kömmt auf den dolus an, das kanoniſche Recht Ned! 
bles auf Gewalt. Auch kann abweichend vom kanonischen 
Rechte zwiſchen dem Entführer und der Entführten dur 
ihre Einwilligung keine gültige Ehe geſchloſſen werden 
wenn die Zuſtimmung der Aeltern oder Vormünder mangel, 
Das öſtreichiſche Eherecht erklart die Ehe zwiſchen ehebreche“ 


Rechte unbekannte, Ehehinderniſſe. | 
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tiſchen Perſonen für ungültig, wenn der Ehebruch vor der 
geſchloſſenen Ehe erwiefen iſt, das kanoniſche Recht nur 
dann, wenn dem vorigen Ehegatten nach dem Leben ger 
rebt wurde, oder die Ehe verſprochen worden iſt. Der 
farrer, der die Trauung vollzieht, muß in Oeſtreich Prie— 
ter ſein, nicht nach dem kanoniſchen Rechte; ebenſo kann 
in Oeſtreich vor dem Biſchofe keine gültige Ehe geſchloſſen 
werden, weil er kein ordentlicher Seelſorger iſt, noch we⸗ 


niger kann dieſes vor einem ſuspendirten Pfarrer geſchehen, 
welches im kanoniſchen Rechte zugelaſſen wird. Nach dem 
anoniſchen Rechte wäre es ein Eingriff in die Kirchenge— 
walt, wenn die Staatsmacht den Seelſorgern verbieten 
würde, eine Trauung vorzunehmen; das öſtreichiſche Geſetz, 
welches dem Staate die Geſetzgebung und Jurisdiction in 
5 eſachen wieder vindicirt hat, iſt anderer Anſicht. Das 
ſtreichiſche Eherecht hat das Ehehinderniß des Standes 
conditionis) aufgehoben, nur den Irrthum in der Per⸗ 
beibehalten, das erſte nimmt das kanoniſche Recht noch 
Eben fo beſtehen in Oeſtreich nach dem Gefrge der 
„und 4. Grad der Blutsverwandtſchaft als Ehehinder⸗ 
niſſe nicht mehr; denn $. 65. heißt es: „zwiſchen Ver⸗ 
andten in auf- und abſteigender Linie, zwiſchen voll- und 
albbürtigen Geſchwiſtern, zwiſchen Geſchwiſterkindern, wie 
auch mit Geſchwiſtern der Aeltern, nämlich mit dem 
Sbeim und der Muhme väterlicher und mütterlicher Seite, 
Ven keine gültige Ehe geſchloſſen werden, es mag die 
0 e aus ehelicher oder unehelicher Geburt ent⸗ 
n. 


an. 


8 Das Ehehinderniß der geiſtlichen und bürgerlichen Ver: 
we die Schwägerſchaft anbelangt, fo fagt §. 66: Aus 
r Schwägerſchaft entſteht das Ehehinderniß, daß der 
ann die im §. 65. erwähnten Verwandten feiner Ehe: 
gattin, und die Gattin die daſelbſt erwähnten Verwandten 
ihres Mannes nicht ehelichen darf, woraus hervorgeht, daß 
ar ein Ehehinderniß des 1. und 2., keineswegs aber des 
— und 4. Grades der Schwägerſchaft beſteht. Eben ſo 
enig gibt es daſelbſt die kanoniſche Quaſiaffinität, noch 
egründen die Sponſalien ein Klagrecht auf Eingehung 
N ‚Ehe, oder ein Ehehinderniß. Die Ungleichheit der 
Million (disparitas cultus) erſtreckt ſich blos auf die 
khochechriſten; die Ehen zwiſchen Katholiken und Nichtka⸗ 
N nifen find nach $. 77. vollkommen erlaubt. In Oeſtreich 
d ſohin mehrere kanoniſche Ehebinderniffe durch die 
dchtolegewalt aufgehoben; auch iſt praktiſch von der Geiſt⸗ 
ke der Satz anerkannt, daß der Staatsgewalt das Recht 
inehe, trennende Ehehinderniſſe veſtzuſetzen, welche auch 
dachi des Sacraments ſolche ſind. Gegen den Satz, 
5 die Staatsgewalt allein dazu berechtigt ſei, wie unter 
geleten an allen theologiſchen und biſchöflichen Anſtalten 
et wird, haben die Biſchöfe wohl Erinnerungen ges 
wie t, nie haben ſie ſich aber eine Proteſtation erlaub 
wagt om entlich jene von Fulda beſchaffen iſt. In Oeſtrei 
es die Geiſtlichkeit nicht, eine mit allen kanoniſchen 
bot e verſehene Ehe, fo lange die vom Staate ge: 
ſe nie inderniſſe im Wege ſtehen, 
ügteit mt an „ die Kirche dürfe dasjenige, was zur Gül⸗ 
es dit der Ehe erfordert wird, nicht anders beſtimmen als 
die G. Staatsgewalt angeordnet hat; mit einem Worte, 
eiſtlichkeit hat die Staatsehehinderniſſe auch als kirchlich 


Wadiſchaft beſteht in Oeſtreich, wie billig, nicht mehr. 


für gültig zu erklären; 
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verbindlich erklärt, und obgleich die Staatsmacht, wenn es 
ſich von Beruhigung des Gewiſſens der Privaten handelt, 
in einigen Fällen geſtattet, daß von dieſen eine kirchliche 
Dispenſation (welche ſonſt von den Landesſtellen ertheilt 
wird) eingeholt werde, ſo gehört dazu das kaiſerliche Pla⸗ 
cet, und Niemand als der Viſchof darf ſich an den römi⸗ 
ſchen Stuhl wenden. Man ſehe zur weiteren Belehrung: 
Droste. Hülfshoff de juris austriaci et communis 
canonici circa matrimonii im edimenta discri- 
mine eto. Bonnae 1822. — Die kanoniſche Geſetzge⸗ 
bung bedarf einer genauen Reviſion, und es iſt hohe Zeit, 
daß ſich die deutſchen Regierungen damit beſchäfftigen; fie 
haben an der öſtreichiſchen ein erwünſchtes und nachahmungs⸗ 
würdiges Muſter. — 

Es ſcheint nach §. 50. der Beſchwerden die Trauung 
oder vielmehr Einſegnung des Pfarrers für weſentlich ges 
halten zu werden, was doch ſelbſt nach dem Buchſtaben 
des Tridentiner Kirchengeſetzes der Fall nicht iſt; auch das 
6ſtreichiſche Recht fordert zur Gültigkeit des Ehevertrags 
nur die Erklärung vor dem Seelſorger, nicht die Trauung. 
Nach Can. 1 — 6. C. 27. Ou. 2. Can. 3. f. 1. Can. 9. 
C. 30. Ou. 5. erkannte noch die Kirche den Grundſatz an, 
daß die Ehe ſchon durch die bloſe Einwilligung ge⸗ 
ſchloſſen werde, und blos wegen mangelnder Publicität 
nicht vernichtet werden könnte. Eine ſelbſt von den Päp⸗ 
ſten cap. 9. 25. 30. 31. de spons. cap. 2 und 23. X. 
de spons. cap. 2. X. de clandest. despons. beſtä- 
tigte Anſicht. Bis auf das Concilium zu Trident beſtan⸗ 
den Ehen ohne alle kirchliche Feierlichkeiten, wenn 
nur die Eheleute ihre Einwilligung einander beſtimmt er⸗ 
klärt hatten, und nach Berardi comment. in jus eco 
univ. I', III. Diss. V. p. 154 wurden ſogar matrimonia 
praesumta zugelaſſen. Endlich ſind ja ſelbſt die Theologen 
über die Frage, wer der Miniſter des Eheſacraments ſei, 
ob die Eheleute oder der Geiſtliche, noch uneinig, wodurch 
nur angedeutet werden ſoll, daß in dieſem Gegenſtande 
noch keine mathematiſche Gewißheit herrſche, worüber ſich 
insbeſondere die Beſchwerdenführer bei Palavicini hist. 
concil. Trid. I. 22. C. 4. nro. 3., in den Werken Be- 
ned. XIV. de synod. dioecesan. 1. 8. C. 13 et 14. 
belehren können, daß urſprünglich der Kirchenrath von Tri⸗ 
dent blos drei Zeugen zur Verrichtung der heimlichen Ehen 
beigezogen wiſſen wollte, nachher aber berathſchlagte, ob 
wegen Zuverläſſigkeit der dritte Zeuge ein Gerichtsſchreiber 
oder der Pfarrer ſein ſollte, und endlich durch Stimmen⸗ 
mehrheit die Gegenwart des Pfarrers vorzog, weil man die 
Einſegnung des Prieſters nicht für weſentlich hielt, jo wie 
auch der erwahnte Papſt Benediet XIV. behauptet, daß 
die Ehe, auch ohne prieſterliche Einſegnung ein kirchliches 
Sacrament ſei, weßwegen auch folgerecht in Gegenwart 
eines proteſtantiſchen Pfarrers eine eben ſo gültige Ehe eins, 
gegangen werden kann, als in Gegenwart eines katholiſchen. 
Dieſes erklärt ſich ſchon daraus, weil proteſtantiſchen Ehe⸗ 
leuten, welche zur kath. Religion übergehen, keineswegs 
eine Erneuerung ihrer Trauung zugemuthet, ſolche vielmehr 
als gültig und heilig angeſehen wird; überdieß braucht 
ja der Pfarrer nicht einmal Prieſter, ja er kann ſogar mit 
einem Kirchenbanne belegt ſein, und endlich kann auch 
coram parocho invito, weil blos feine Augen und Oh⸗ 
ren in Anſpruch genommen werden, eine gültige Ehe abge: 
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ſchloſſen werden. Daß eine, auch von einem nicht⸗kathol. 
Pfarrer geſchloſſene Ehe gültig ſei, iſt nicht erſt eine Lehre 


der neuern Zeit. So heißt es in der vom Würzburgiſchen 
Biſchofe Johann Gottfried an die neuen Würzburg. 
Pfarrer in der Pfalz erlaſſenen Verordnung Tom. I. der 
würzb. Landesverordn. S. 477 unter andern: „Den Pfarrern 
ſteht zu die cura animarum, administratio Sacramen- 
torum, Copulations- und Begräbnißacten auf allen katho⸗ 
liſchen Seelen ohne Unterſchied, doch ſoviel die Copula⸗ 
tions⸗Actus betrifft mit dieſer Beſcheiden heit, daß 
jedesmal das caput familiae reſpicirt und angeſehen, und 
welcher Religion dasſelbe verwandt, von dem Religions— 
ugethanen Pfarrer auch ſolche Copulation und dazu, ge 
örige proclamationes verrichtet, auch demſelben die jura 
stolae von dem vorgegangenen Actu copulationis et 
proclamationis entrichtet werden ſollen“; woraus offenbar 
die Anerkennung der gemiſchten Ehen und die Gültigkeit 
der Trauung einer Katholikin mit einem Proteſtanten vor 
einem proteſtantiſchen Pfarrer hervorgeht. Auch hat der⸗ 
ſelbe Biſchof angeordnet, daß in den Taufacten von den 
Gevatterſchaften Niemand von den A. C. oder reformirten 
Unterthanen ausgeſchloſſen, noch die katholiſchen vicissim 
abgehalten werden follen, den widrigen Religionsverwand⸗ 
ten auf ihr Anſprechen dergleichen zu präſentiren, — wäh: 
rend in unſern Tagen die Fuldaer Beſchwerde gegen Zu⸗ 
laſſung proteſtantiſcher Hebammen bei der Taufe proteſtirt. 
— Aus dem, was ſo eben von der Trauung geſagt worden 
iſt, geht hervor, daß es ganz folgerecht iſt, wenn einige 
deutſche Regierungen verordnen, die Trauung bei einer ge⸗ 
miſchten Ehe könne von einem proteftantifchen Pfarrer vor⸗ 
genommen werden, wenn ſie der katholiſche wegen veligiöfer 
Erziehung der Kinder verſagen ſollte, es folgt, daß die 
Kraftgnade keine Folge der prieſterlichen Einſegnung ſei, 
und wie wenig beim Abgange dieſes Dogmas die Unterlaſ⸗ 
ſer mit kirchlichen Strafen belegt werden können. — Die ſes 
nur um zu beweiſen, daß es hier nicht der Ort ſei, in einem 
anmaßlichen Tone von Unfehlbarkeit zu ſprechen. 
(Beſchluß folgt.) 


Rees 


+ Heidelberg, 15. Februar. Das Jubelablaßjahr ſcheint 
bei weitem nicht die Wirkſamkeit zu haben, wie in früheren 
Zeitepochen. Selbſt die auf jeden neuen Gegenſtand ſo aufmerk⸗ 
fame deutſche Schriftſtellerwelt ſcheint die Augen allzuwenig 
darauf zu richten. Dennoch iſt es noch ſehr der Rückerinnerung 
und allgemeiner Erwägung werth, wie überhaupt der Ablaß ent⸗ 
149 aus welchen Gründen er römiſche Kirchenlehre geworden 
ft und wie auf die Vorausſetzung des Ablaſſes auch die Einrich⸗ 
tung der römiſchen Jubeljahre gegründet wurde. Darüber ſind 
fo eben die bedeutendſten Actenſtücke, durch welche der Ablaß zum 
Kirchengeſetz erklärt und auf die Feier des Jubelablaßjahres an? 
gewendet iſt, nämlich die faſt ganz ver eſſene dogmatiſche Ablaß⸗ 
decretale des der Reformation gleichzeitigen Papſts, Leo des N., 
dann die Jubelablaßbulle von Benediet XIV. deutſch und die 
neueſte von Sr. päpſtlichen Heiligkeit eee XII, Lateinifch_ als 
Grundlagen des ſorgfältigſten Rachdenkens über dieſen Gegenſtand 
geſammelt und mit Beleuchtungen von D. Paulus zuſammen⸗ 
gedruckt erschienen. Verbunden iſt damit eine Geſchichte der 
Jubelablaßjahre nach einer gehaltreichen Abhandlung von D. Bert? 
Ling, ehedem zu Helmſtädt, und eine Abhandlung von D. Pau? 
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kus über die Hauptmomente aus der Entſtehungsgeſchichte des 
Ablaſſes überhaupt. Weil der Verfaſſer zugleich die Anordnung 
der Jubelablaßjahre aus dem allgemein ſtaats rechtlichen, dem fol? 
verainitätsrechtlichen und dem policeilichen Geſichtspunkte betrach⸗ 
tet, fo find dieſe fämmtlichen den Ablaß und das Jubeljahr betreſ⸗ 
fenden Urkunden und Bemerkungen als „das dritte Heft der 
Rechtserforſchungen von D. Paulus für Juriſten und Nichtjuri⸗ 
ſten“ auf 9 Bogen in 8. (Preis 0 Lbthlr.) herausgekommen, 
Da fie aber Theologen beider Gonfelftonen beſonders intereſſiren, 
fo werden fie auch abgeſondert, unter dem Titel: „Geſchichtk 
und rechtliche Prüfung des Jubeljahrablaſſes, enthaltend zw 
Jubeljahrs⸗ und Ablaßbullen von dem gelehrten Papft Benedic⸗ 
tus XIV. und von Sr. jetzt regierenden päpſtlichen Heiligkeit 
®eo XII., nebſt D. Bertlings unterricht vom päpſtlichen Jubel⸗ 
jahr und Ablaß, vervollſtändigt durch die dogmatiſche Ablaßdeere; 
tale Leo des X. (von 1518)“ abgegeben. Für jetzt ſcheint dieſe 
gelehrte Schrift, welche über ein ſo denkwürdiges Zeitereigniß die 
zum Nachdenken nöthigen Data vorlegt (Heidelberg und Leipzig 
bei Groos), die erſte und einzige zu fein, die ſich in Deutſchland 
mit dieſem Gegenſtande beſchäfftigt hat. 2 


＋ Irland. In Carlow hat zwiſchen den katholiſchen und 


proteſtantiſchen Geiſtlichen eine öffentliche Discuffion über die Bir 
bel Statt gefunden. Die erſten beiden Tage ging es ziemli 
ruhig her, aber am dritten drang der katholiſche Pöbel in das 
Verſammlungshaus ein, und hätten ſich nicht die proteſtantiſchen 
Geiſtlichen über eine 8 Fuß hohe Mauer nach einem angränzenden 
Garten und von dort nach einem Hauſe geflüchtet, ſo würden 
ohne Zweifel von dem wüthenden Geſindel getödtet worden ſein. 


„ Aus den Rheinprovinzen. Vor Kurzem find dem 
Vernehmen nach, im Auftrage der höheren geistlichen Behörden, 
aus den verſchiebenen früheren Ländertheilen, woraus das proteſt. 
Rheinland zufammengefeht iſt, die alten, geſetzlich eingeführten 
Kirchenagenden eingefordert worden. Man ſchließt hieraus, da 
diejenigen Recht hatten, welche ſtandhaft von der weiſen Milde 
ihres Königs erwarteten, daß den evangeliſchen Bewohnern der 
Rheinprovinzen, deren kirchliche Formen ſich im Laufe der Jahr 
hunderte, nach ihrer Lage und ihren politiſchen Verhältniſſen, 
ſehr verſchieden von denen der alten preuß. Provinzen geſtaltet 
heben. n 2 ſolche eee . 4 aufe 
nötyigt werden, welche, das alte geweihte und geheiligte Kirche 
thum verdrängend . det Sinne des 5 nicht wide 
esfegen würden, was ihm wäre genommen worden. Man ho 
und vertraut demnach, man werde, den alten ehrwürdigen DB 
ſtimmungen der Augsburg. Gonfeffion zufolge, „daß Einheit im 
Außerweſentlichen nicht nothwendig ſei,“ bie verſchiedenen alten, 
den Pfarrgemeinden heiligen und theuren kirchlichen Einrichtungen 
und Formulare dulden und beſtehen laſſen, und außer den für 
Union wünſchenswerthen, einfachen Beſtimmungen, nur einige 
allgemeine Kirchengebete für Sonn⸗ und Feſttage vor der Pre 
digt, und die chriſtlichen Fürbitten nach derſelben, als Cinigunge) 

ein 


und Liebe 
und Anhänglichkeit an den Regenten, am ſicherſten gegründet 09 


äuche woech 


und herabwürdigend darzustellen ſuchen. Denn bei manchen außer 
eiten wird, im Ganzen genommen, 5 


auf eine Weiſe verkündigt, daß der Staat in ihnen in dem 1 1 


1 


ſchüzen wird. — 6 
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